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Höchstspannungsleitung Urberach — Pfungstadt — Weinheim — G380 — Altlußheim — Daxlanden (Vorhaben 19 BBPlG),  
Abschnitt Nord1 (Urberach — Pfungstadt — Weinheim)

Planfeststellung: Öffentliche Bekanntmachung über den Erlass und die Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses gemäß § 24 Abs. 2 und Abs. 3 Netzausbaubeschleunigungsgesetz  
Übertragungsnetz (NABEG) i. V .m § 74 Abs. 4 und 5 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) und § 27 Abs. 1 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Die Bundesnetzagentur als Planfeststellungsbehörde gemäß § 1 Nr. 1 Plan-
feststellungszuweisungsverordnung (PlfZV) hat mit Beschluss vom 29.08.2023, 
Az.: 6.07.01.02/19-2-1/25.0, den Plan für das obige Vorhaben gemäß § 24 
Abs. 1 NABEG festgestellt.

Im Verfahren wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § 4 ff. UVPG 
durchgeführt. 

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen 
Einwendungen, Forderungen und Anregungen entschieden worden. Die 
sofortige Vollziehung des Planfeststellungsbeschlusses ist gemäß § 80 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.

I.  Verfügender Teil 

Der verfügende Teil des Beschlusses (Kapitel A.I) lautet auszugsweise: Der 
aus den unter II.1 aufgeführten Unterlagen bestehende Plan für den Ab- 
schnitt Nord 1 (Urberach — Pfungstadt — Weinheim) des Vorhabens Nr. 19  
des Bundesbedarfsplangesetzes (Urberach — Pfungstadt — Weinheim — G380 
— Altlußheim — Daxlanden, Drehstrom) der Amprion GmbH (im Folgenden: 
Vorhabenträgerin) wird einschließlich der Mitnahme der 110-kV-Leitungen 
(Bl. 0112 und Bl. 0171) der Westnetz GmbH nach Maßgabe der Änderungen, 
Inhalts- und Nebenbestimmungen sowie Zusagen der Vorhabenträgerin 
festgestellt. 

Der Beschluss führt alle Unterlagen des Plans, die festgestellt werden, auf 
(Kapitel A.II.1): Mastprinzipzeichnungen und -tabellen, Lagepläne in der 
Fassung der 1. Deckblattänderung, Profilpläne, Rechtserwerbsverzeichnisse 
in der Fassung der 1. Deckblattänderung, Kreuzungsverzeichnisse in der Fass- 
ung der 1. Deckblattänderung, Teile des Landschaftspflegerischen Begleitplans 
in der Fassung der 1. Deckblattänderung , Lagepläne (Wasserhaltung, tem- 
poräre Wasserleitungen und Einleitstellen).

Der Planfeststellungsbeschluss trifft Entscheidungen über
•	� § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG eine Befreiung vom Verbot des § 30 Abs. 2 Nr. 2 

 BNatSchG für die erhebliche Beeinträchtigung der folgenden Biotope: 
	 — � 06.113 „Feucht- und Nasswiesen (Sumpfdotterblumenwiesen)“ auf einer 

Fläche von insgesamt 190 m² für dauerhafte Beeinträchtigungen, davon 
14 m² für die fundamentbedingte Vollversiegelung an Mast Nr. 6 (Bl. 4604) 
und 176 m² für die dauerhaften Beeinträchtigungen in der Mastinnenfläche.

	 — � 06.114 „Extensiv genutzte Feuchtweide“ auf einer Fläche von insgesamt 
202 m² für dauerhafte Beeinträchtigungen, davon 14 m² für die fundament- 
bedingte Vollversiegelung an Mast Nr. 37 (Bl. 4604) und 188 m² für die 
dauerhaften Beeinträchtigungen in der Mastinnenfläche.

•	� Naturschutzgebiet „Erlache bei Bensheim“ (1431031); Von den Verboten 
des § 3 Nrn. 1, 2, 5, 6, 7, 9, 11 der Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Erlache bei Bensheim“ vom 05.12.2000 (Staatsanzeiger für das Land Hessen 
28/2004, S. 2298, Nr. 669) wird gemäß § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG 
eine Befreiung erteilt.

•	� Naturschutzgebiet „Griesheimer Bruch“ (1432027); Von den Verboten des § 3 
Nrn. 1, 2, 5, 6, 8, 12 der Verordnung des Regierungspräsidiums über das 
Naturschutzgebiet „Griesheimer Bruch“ vom 07.02.2000 (Staatsanzeiger 
für das Land Hessen 9/2000, S. 767 ff., Nr. 216) wird gemäß § 67 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 BNatSchG eine Befreiung erteilt.

•	� Naturschutzgebiet „Torfkaute — Bannholz von Dornheim-Wolfskehlen“ 
(1433004); Von dem Verbot des § 4 Abs. 2 Nr. 2 der Verordnung über das 
Naturschutzgebiet „Torfkaute-Bannholz von Dornheim-Wolfskehlen“ vom 
07.08.1979 (Staatsanzeiger für das Land Hessen 35/1979, S. 1762 ff., Nr. 965) 
wird gemäß § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG eine Befreiung erteilt.

•	� Naturschutzgebiet „Teiche am Landgraben“ (2107); Von den Verboten des 
§ 4 Abs. 2 Nrn. 1, 2, 3, 4, 7, 8, 12, 13 der Verordnung des Regierungspräsidiums 
Karlsruhe über das Naturschutzgebiet „Teiche am Landgraben“ vom 
30.10.1987 (GBl. v. 29.01.1988, S. 8) wird gemäß § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
BNatSchG eine Befreiung erteilt.

•	� Landschaftsschutzgebiete „Stadt Darmstadt“ (2411001); Für die genehmi- 
gungsbedürftigen Tatbestbestände nach § 4 Abs. 1 Nrn. 1, 3, 10, 18 der 
Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Stadt Darmstadt“ vom 
23.06.2004 (Staatsanzeiger für das Land Hessen 28/2004, S. 2298, Nr. 669) 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 18.07.2016 (Staatsanzeiger für das 
Land Hessen 33/2016, S. 868) wird gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 2 der Schutzge-
bietsverordnung die Genehmigung erteilt.

•	� Landschaftsschutzgebiet „Forehahi“ (2431001); Von den Verboten des § 2 
der Verordnung des Regierungspräsidenten Darmstadt für das Landschafts- 
schutzgebiet „Forehahi“ in den Landkreisen Bergstraße und Groß-Gerau 
vom 12.05.1956 (Staatsanzeiger für das Land Hessen 24/1956, S. 582), zuletzt  
geändert durch Verordnung des Regierungspräsidiums Darmstadt zur Än- 
derung der Verordnung vom 07.05.2007 (Staatsanzeiger für das Land Hessen 
23/2007, S. 1156), wird gemäß § 4 der Verordnung eine Ausnahme erteilt. 

•	� Landschaftsschutzgebiet „Landkreis Offenbach“ (2438991); Für die Tat- 

bestände nach § 4 Abs. 1 Nrn. 1, 3, 11 der Verordnung über das Landschafts- 
schutzgebiet „Landkreis Offenbach“ vom 13.03.2000 (Staatsanzeiger für das 
Land Hessen 14/2000, S. 1123 Nr. 319) zuletzt geändert durch Verordnung  
vom 30.10.2015 (Staatsanzeiger für das Land Hessen 48/2015, S. 1213) 
wird die Genehmigung gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 der Verordnung erteilt. 

•	� Freihaltung von Gewässern und Uferzonen; Von dem Verbot der Errichtung 
baulicher Anlagen an stehenden Gewässern mit einer Größe von mehr als  
1 Hektar im Abstand bis 50 Meter von der Uferlinie nach § 61 Abs. 1 Satz 1 
BNatSchG wird hinsichtlich der Errichtung der Masten Nrn. 69 und 70  
(Bl. 4604) im Bereich des stehenden Gewässers Erlache sowie des angren- 
zenden Kiesabbaugewässers gemäß § 61 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG eine Aus- 
nahme erteilt.

•	� Mit dem Planfeststellungsbeschluss gelten die folgenden wasserrecht- 
lichen Genehmigungen, Befreiungen und Ausnahmen als erteilt:

	 — � Genehmigung der Überspannung der im Kreuzungsverzeichnis (Plan-
unterlagen Reg. 8.1, S. 8-17, Reg. 8.2 DB1, S. 11-28, Reg. 8.4, S. 8, Reg. 8.6, 
S. 8, Reg. 8.7 DB1, S. 7 und Reg. 8.12 DB1, S. 7) aufgeführten Gewässer 
sowie für die darin aufgeführten Längsführungen an den Gewässern 
gemäß § 22 HWG i. V. m . § 36 Abs. 1 Satz 2 WHG.

	 — � Widerrufliche Befreiung von den Verboten des § 38 Abs. 4 Satz 2 WHG 
für das Entfernen von in Gewässerrandstreifen befindlichen standort- 
gerechten Bäumen und Sträuchern im Bereich der Arbeitsflächen für die 
in Hessen belegenen Masten Nr. 8 der Bl. 4604, Nrn. 180 und 181 der  
Bl. 4504 gemäß § 38 Abs. 5 WHG i. V. m. § 23 Abs. 3 HWG sowie im Bereich 
der Arbeitsflächen für die in Baden-Württemberg belegenen Masten  
Nr. 223 (Bl. Nr. 4505) und Nr. 52 (Bl. 0171) gemäß § 38 Abs. 5 WHG i. V. m. 
§ 29 Abs. 4 WG BW. 

	 — � Widerrufliche Befreiung von den Verboten des § 38 Abs. 4 Satz 2 WHG für 
den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Zuge des Rückbaus 
des Mast Nr. 180 der Bl. 4504 an dem Gewässer Erlache gemäß § 38 Abs. 5 
WHG i. V. m. § 23 Abs. 3 HWG. 

	 — � Befreiung von den Verboten des § 4 Nr. 2 lit. a und b WSG-VO WW  
Eschollbrücken & Pfungstadt für die Baustelleneinrichtungen im Umfang 
von ca. 1,4 ha in der Schutzzone II des Wasserschutzgebiets WW Escholl- 
brücken im Bereich der Masten Nr. 14 bis Nr. 16 (Bl. 4604) sowie für 
die Bebauung durch diese Masten gemäß § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG.

	 — � Befreiung von den Verboten des § 4 Nr. 3 lit. b WSG-VO WW Escholl-
brücken & Pfungstadt für die Überspannung des Brunnens 52 in der  
Schutzzone I des Wasserschutzgebiets WW Eschollbrücken gemäß § 52 
Abs. 1 Satz 2 WHG.

	 — � Befreiung von den Verboten des § 4 Nr. 2 lit. i WSG-VO WW Escholl-
brücken & Pfungstadt für Bodeneingriffe, durch die im Bereich der Neu- 
bau-Masten Nrn. 14-16 der Bl. 4604 in der Schutzzone II des Wasser- 
schutzgebiets Eschollbrücken die belebte Bodenzone verletzt oder die 
 Deckschichten vermindert werden, gemäß § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG.

	 — � Ausnahme von den Verboten des § 5 Abs. 1 WSG-VO „Badische Berg- 
straße“ für die Einrichtung baulicher Anlagen in Form von Baustellen- 
einrichtungen im Umfang von ca. 9 ha in der Schutzzone II des Wasser- 
schutzgebiets WZV Badische Bergstraße im Bereich der Masten 86-88 
(Bl. 4604) sowie für das Errichten des Mast 87 in der Schutzzone II des 
Wasserschutzgebiets WZV Badische Bergstraße (Bl. 4604) gemäß § 3 
Abs. 2 der vorgenannten Wasserschutzgebietsverordnung.

	 — � Ausnahme von den Verboten des § 5 Abs. 1 WSG-VO „Badische Berg- 
straße“ für die Herstellung von Erdaufschlüssen wie Gruben und Bohr- 
ungen in der Schutzzone II des Wasserschutzgebiets WZV Badische Berg- 
straße im Bereich des Neubaumast Nr. 87 der Bl. 4604 sowie der Rück- 
baumasten Nrn. 27-29 der Bl. 0171 und Nrn. 201-203 der Bl. 4505 
gemäß § 3 Abs. 2 der vorgenannten Wasserschutzgebietsverordnung.

	 — � Ausnahme vom Verbot der §§ 5 Abs. 6, 6 Abs. 5 WSG-VO „Badische Berg- 
straße“ gemäß § 3 Abs. 2 WSG-VO „Badische Bergstraße“ für das Lagern 
wassergefährdender Stoffe im Bereich der Schutzzonen II und III des 
Wasserschutzgebiets WZV Badische Bergstraße im Bereich des Neubau- 
mast Nr. 87 der Bl. 4604 sowie der Rückbaumasten Nrn. 27-29 der  
Bl. 0171 und Nrn. 201-203 der Bl. 4505 gemäß § 3 Abs. 2 der vorge-
nannten Wasserschutzgebietsverordnung.

	 — � Befreiung vom Verbot des § 3 Ziff. 1 lit. g der WSG-VO „WW Feuerstein- 
berg“ gemäß § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG für das Lagern wassergefährdender 
Stoffe im Bereich der Schutzzone III des Wasserschutzgebiets WW 
Feuersteinberg im Bereich der Neubaumasten Nrn. 62-67 der Bl. 4604 
und Rückbaumasten Nrn. 168-172, 1173, 1174 der Bl. 4504.

	 — � Für die Errichtung der Masten Nrn. 84 bis 91 und Nrn. 93 bis 99 des 
planfestgestellten Vorhabens im Überschwemmungsgebiet „Flutungs- 
modell, Abgabeblock 4 (3954)“ wird eine Genehmigung nach § 78 
Abs. 5 S. 1 WHG erteilt.

•	� Der Planfeststellungsbeschluss erteilt folgende forstrechtliche  
Genehmigungen:

	 — � Genehmigung für die Rodung von 8.343 m² Wald und 210 m² Schutzwald 
zum Zwecke einer dauerhaften Nutzungsänderung gemäß § 12 Abs. 1 
Nr. 1 HWaldG. Für die dauerhafte Waldumwandlung von 210 m² Schutz- 
wald der „Erklärung von Waldflächen in der Stadt Darmstadt, Gemark- 

ungen Darmstadt und Eberstadt sowie im Landkreis Darmstadt-Die-
burg in der Gemarkung Pfungstadt, Stadt Pfungstadt, zu Schutzwald  
vom 22.02.1999, geändert am 13.07.2007 und 14.01.2009 (Hess. StAnz.  
18/1999, Seite 1408; 33/2007, Seite 1603; 7/2009, Seite 414; Az. 10-
6116-SW) wird der Schutzwaldschutz dauerhaft aufgehoben. 

	 — � Genehmigung für die Rodung von 21.405 m² Wald und 9.149 m² Schutz- 
wald zum Zwecke einer vorübergehenden Nutzungsänderung mit dem 
Ziel der späteren Wiederbewaldung gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 2 HWaldG. 
Für die vorübergehenden Waldumwandlungen von 9.149 m² wird 
der Schutzwaldschutz der nachfolgenden Erklärungen entsprechend 
vorübergehend aufgehoben:

		  — � Erklärung von Waldflächen in der Stadt Darmstadt, Gemarkungen 
Darmstadt und Eberstadt sowie im Landkreis Darmstadt-Dieburg  
in der Gemarkung Pfungstadt, Stadt Pfungstadt, zu Schutzwald vom 
22.02.1999, geändert am 13.07.2007 und 14.01.2009 (Hess. StAnz. 
18/1999, Seite 1408; 33/2007, Seite 1603; 7/2009, Seite 414; Az. 
10-6116-SW)

		  — � Erklärung von Waldflächen in der Gemarkung Offenthal, Stadt 
Dreieich, in den Gemarkungen Urberach und Ober-Roden, Stadt 
Rödermark, Landkreis Offenbach, zu Schutzwald vom 21.04.1999 
(Hess. StAnz. 31/1999, Seite 2429; Az. 06-6118-SW)

		  — � Erklärung von Waldflächen im Bereich der Stadt Darmstadt, Gemarkung 
Wixhausen, im Landkreis Darmstadt-Dieburg, Gemarkung Erzhausen, 
Gemeinde Erzhausen und Gemarkung Gräfenhausen, Stadt Weiter- 
stadt, sowie im Landkreis Offenbach, Gemarkung Egelsbach,  
Gemeinde Egelsbach, zu Schutzwald vom 19.01.1999 (Hess. StAnz. 
13/1999, Seite 929; Az. 08-6116-SW).

	 — � Der genaue Umfang sowie die Begründung der Genehmigungen 
ergeben sich aus Kapitel B.V.4.j). Die genauen Abgrenzungen der 
Waldumwandlungsflächen entsprechen den Darstellungen in Reg 
23.1 DB1 „Waldbeanspruchungskarte“, Blätter 1 bis 9 in Verbindung 
mit den Darstellungen in Register 18.3.1 BuKPlan HE DB1.

•	� Denkmalschutzrechtliche Erlaubnisse; Für die Errichtung des planfest-
gestellten Vorhabens in der Umgebung der nachfolgend genannten  
(B = Bestandsmast, N = Neubaumast, R = Rückbaumast) und in Planunter- 
lage 17.1.6., Bl. 1-11, dargestellten unbeweglichen Kulturdenkmäler in 
Hessen wird nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 HDSchG die Genehmigung für die ent- 
sprechenden Substanzeingriffe erteilt: Urberach 3, Urberach 40, Urberach 39, 
Urberach 5, Urberach 41, Urberach 34, Gräfenhausen 3, Gräfenhausen 11, 
Gräfenhausen 4, Arheilgen 16, Arheilgen 12, Arheilgen 14, Messel 12, 
Arheilgen 4, Arheilgen 15, Messel 2, Arheilgen 6, Arheilgen 17, Wixhausen 12, 
Messel 3, Arheilgen 9, Wixhausen 7, Wixhausen 6, Wixhausen 8, Wixhausen 3, 
Schneppenhausen 2, Schneppenhausen 3, Worfelden 3, Worfelden 24, 
Worfelden 19, Worfelden 21, Worfelden 23, Worfelden 22, Büttelborn 65, 
Büttelborn 27, Büttelborn 75, (ca. 150 m von Nr. 120 B), Griesheim 8, 
Griesheim 60, Griesheim 36, Griesheim 72, Griesheim 48, Griesheim 20, 
Griesheim 27, Griesheim 19, Griesheim 86, Griesheim 71, Griesheim 89,  
Griesheim 49, Griesheim 90, Griesheim 42, Wolfskehlen 55, Wolfskehlen 75,  
Wolfskehlen 17, Wolfskehlen 72, Griesheim 80, Griesheim 61, Wolfskehlen 73,  
Griesheim 39, Griesheim 75, Griesheim 41, Griesheim 73, Griesheim 47, 
Griesheim 57, Griesheim 35, Griesheim 98, Wolfskehlen 45, Griesheim 93, 
Griesheim 4, Griesheim 97, Griesheim 53, Griesheim 94, Griesheim 55, 
Griesheim 24, Griesheim 54, Griesheim 95, Griesheim 78, Griesheim 63, 
Griesheim 52, Eschollbrücken 3, Pfungstadt 49, Pfungstadt 53, Pfungstadt 2, 
Pfungstadt 3, Pfungstadt 10, Bickenbach 28, Bickenbach 2, Bickenbach 7, 
Bickenbach 17, Bickenbach 19, Hähnlein 4, Hähnlein 28, Bickenbach 15,  
Hähnlein 35, Hähnlein 43, Hähnlein 42, Hähnlein 23, Hähnlein 8, Hähnlein 24, 
Hähnlein 13, Hähnlein 18, Hähnlein 31, Hähnlein 10, Gernsheim 25, 
Hähnlein 36, Hähnlein 14, Hähnlein 44, Hähnlein 29, Hähnlein 45, Hähn- 
lein 38, Hähnlein 32, Hähnlein 37, Hähnlein 11, Hähnlein 16, Hähnlein 39, 
Hähnlein 3, Hähnlein 2, Hähnlein 22, Hähnlein 5, Hähnlein 30, Hähnlein 12, 
Hähnlein 40, Langwaden 1, Langwaden 2, Schwanheim 991, Schwanheim 6, 
Rodau 4, Schwanheim 15, Schwanheim 14, Schwanheim 11, Schwanheim 13, 
Schwanheim 3, Schwanheim 9, Schwanheim 10, Schwanheim 12, Schwan- 
heim 22, Schwanheim 19, Schwanheim 24, Schwanheim 8, Schwanheim 2, 
Schwanheim 5, Schwanheim 20, Schwanheim 4, Schwanheim 25, Schwan- 
heim 18, Schwanheim 21, Schwanheim 7, Schwanheim 17, Lorsch 82,  
Bensheim 39, Bensheim 35, Lorsch 71, Bensheim 42, Lorsch 19, Lorsch 51, 
Bensheim 26, Bensheim 31, Bensheim 29, Bensheim 25, Bensheim 18,  
Heppenheim 50, Heppenheim 4, Heppenheim 57, Heppenheim 35, Heppen- 
heim 36, Heppenheim 62, Heppenheim 46, Heppenheim 48, Heppenheim 86, 
Heppenheim 37, Heppenheim 59, Heppenheim 58, Heppenheim 61, Heppen- 
heim 51, Heppenheim 38, Untere Neuwiesen, Weinheim, Oberstkleinallmend, 

•	 Verkehrsrechtliche Genehmigungen/Erlaubnisse
	 — � Für die Errichtung des Neubaumasts Nr. 67 (Bl.4604) in der Bauver-

botszone von Bundesfernstraßen wird eine Ausnahme gemäß § 9 
Abs. 8 Satz 1 i. V. m. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 FStrG erteilt.

	 — � Zur Errichtung der Neubaumasten Nrn. 20 und 105 (Bl.4604) in der 
Baubeschränkungszone von Bundesfernstraßen wird gemäß § 9 Abs. 2  
Satz 1 Nr. 1 FStrG die Zustimmung erteilt.

	 — � Für die Errichtung des Provisoriums Mast Nr. P 2 in der Bauverbots-
zone von Landes- bzw. Kreisstraßen wird eine Ausnahme gemäß § 23 
Abs. 8 StrG Hessen erteilt.

	 — � Zur Errichtung der Neubaumasten Nr. 17, 24, 45 und 146 in der Bau-
beschränkungszone von Landes- bzw. Kreisstraßen wird gemäß § 23 
Abs. 2 Nr. 1 StrG Hessen die Zustimmung erteilt.

	 — � Für die temporäre Benutzung der BAB 5, BAB 67, BAB 659, B 3, B 26, 
B 42, B 47, B 426 und B 460 durch die Installation von Rollenleinen-
systemen und temporärer Schutzgerüste wird nach § 8 Abs. 1 Satz 2 
FStrG die Erlaubnis zur Sondernutzung erteilt. Die Erlaubnis ist für 
den Zeitraum des Baus der Bl. 4604 befristet.

	 — � Für die temporäre Benutzung der L3303, L3094, L3097, L3112, L3261,  
L3317, L 3345 und L3398 durch die Installation temporärer Schutzgerüste 
wird nach § 16 Abs. 1 StrG Hessen die Erlaubnis zur Sondernutzung er- 
teilt. Die Erlaubnis ist für den Zeitraum des Baus der Bl. 4604 befristet.

	 — � Für die temporäre Benutzung der K 31, K 139, K 149 und K 167 durch 
die Installation eines Rollenleinensystems bzw. temporärer Schutzge- 
rüste wird nach § 16 Abs. 1 StrG Hessen die Erlaubnis zur Sondernutzung 
erteilt. Die Erlaubnis ist für den Zeitraum des Baus der Bl. 4604 befristet.

	 — � Für die temporäre Benutzung der L 3110 durch die Installation tempo- 
rärer Schutzgerüste wird nach § 16 Abs. 1 StrG BW die Erlaubnis zur 
Sondernutzung erteilt. Die Erlaubnis ist für den Zeitraum des Baus 
der Bl. 4604 befristet.

•	� Nebenbestimmungen (Kapitel A.V) im Bereich des Immissionsschutzes, des 
Bodenschutzes, der Landwirtschaft, in den Bereichen des Gewässerschutzes 
und des Naturschutzes (Rückbau der Bestandsleitung, des besonderen  
Artenschutzes, zudem hinsichtlich der Umsetzungsfrist für Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen, des Nachweises zur rechtlichen Sicherung der Aus- 
gleichs- und Ersatzmaßnahmen, und in Bezug auf Ersatzgeldzahlungen, zu 
Umweltbaubegleitungen, zur Überwachung, zur Kampfmittelsondierung, 
zur Nutzung von Straßen und Wegen und zu Versorgungs- und Kommu-
nikationsleitungen bzw. -anlagen.

Der Planfeststellungsbeschluss führt die Zusagen (Kapitel A.VI) auf, die die 
Vorhabenträgerin in den schriftlichen Erwiderungen auf Stellungnahmen  
und Einwendungen im Anhörungsverfahren getroffen und damit Forderungen 
und Einwendungen Rechnung getragen hat. Dabei handelt es sich um fach- 
liche Zusagen und Zusagen für einzelne Betroffene.

Die im Anhörungsverfahren erhobenen Einwendungen, soweit sie nicht durch 
Planänderungen, Inhalts- und Nebenbestimmungen oder Vorbehalte in diesem 
Beschluss bzw. durch Zusagen oder Planänderungen der Vorhabenträgerin 
berücksichtigt worden sind oder sich im Laufe des Anhörungsverfahrens 
auf andere Weise erledigt haben, werden zurückgewiesen (Kapitel A.VII). 
Die Gründe hierfür ergeben sich aus der Begründung des Beschlusses.

Daneben werden im Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses gesondert 
wasserrechtliche Erlaubnisse (Kapitel A.IV) erteilt:
•	 Wasserrechtliche Erlaubnis
•	 Gewässerbenutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG
	 — � Für die baubedingten Wasserhaltungen zwecks Errichtung der Masten  

Nrn. 001-012, 031-035, 037-043, 045-047, 049-052, 060-062, 064-083, 
085-092 und 094-109 (Bl. 4604), Nr. 1109 (Bl. 4591) und Nrn. 1053 
(Bl. 0171) sowie zwecks Rückbaus der Masten Nr. 126-132, 134-144, 
146-149, 151-155, 165-168, 170-186 (Bl. 4504) und der Masten 187-197, 
199-203, 205, 206, 209-224 (Bl. 4505) sowie Nrn. 11-22, 24 -34, 36-53 
(Bl. 0171) und des Mastes Nr. 109 (Bl. 4591) und das hierfür beantragte Ent- 
nehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ableiten von Grundwasser 
entsprechend den Angaben in den Antragsunterlagen vom 30.04.2021, 
 Planunterlagen Reg. 26.1.1, 26.1.1.3 und 26.1.1.4 sowie Reg. 18.2 
DB1 — VWasser und V17 wird gemäß § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 5, § 12 
WHG eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt.

•	 Gewässerbenutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG 
	 — � Für die baubedingten Wasserhaltungen zwecks Errichtung der Masten 

Nrn. 001-012, 031-035, 037-043, 045-047, 049-052, 060-062, 064, 065, 
067-083, 085-092 und 094-109 (Bl. 4604), Nr. 1109 (Bl. 4591) und Nrn. 
1053 (Bl. 0171) sowie zwecks Rückbaus der Masten Nrn. 126-132, 134- 
144, 147-149, 152-155, 165-168, 170-172, 175-186 (Bl. 4504) und der 
Masten 187-197, 199-203, 205, 206, 209-224 (Bl. 4505) sowie Nrn. 11-22, 
24-34, 36-53 (Bl. 0171) und des Mastes Nr. 109 (Bl. 4591) und das hier- 
für beantragte Einleiten des gefassten Grundwassers in oberirdische 
Gewässer entsprechend den Angaben in den Antragsunterlagen vom 
30.04.2021, Planunterlagen Reg. 26.1.1, 26.1.1.1 und 26.1.1.2 sowie 
Reg. 18.2 DB1 — VWasser und V17 wird gemäß § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 
Nr. 4, § 12 WHG eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt. 

	 — � Für die Herstellung der Bohrpfahlfundamente, die im Gebiet des Landes 
Baden-Württemberg belegen sind und in den Grundwasserleiter ein- 
dringen oder diesen durchstoßen, wird gemäß § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 
Nr. 4, § 12 WHG i. V. m. § 43 Abs. 2 Satz 2 WG BW eine wasserrechtliche 
Erlaubnis erteilt.

II.  Rechtsbehelfsbelehrung

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Beschlusses lautet:

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb  
eines Monats nach Zustellung Klage beim 

Bundesverwaltungsgericht
Simsonplatz 1
04107 Leipzig

erhoben werden.

Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss 
hat gemäß § 18 Abs. 5 NABEG i. V. m. § 43e Abs. 1 EnWG keine aufschiebende 
Wirkung.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der  
Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungs- 
beschluss nach § 80 Abs. 5 S. 1 VwGO kann nur innerhalb  
eines Monats nach Zustellung dieses Planfeststellungs- 
beschlusses beim 

Bundesverwaltungsgericht
Simsonplatz 1
04107 Leipzig

gestellt und begründet werden  
(§ 18 Abs. 5 NABEG i. V. m. § 43e Abs. 1 EnWG).

III.  Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses 

1. � Der Planfeststellungsbeschluss wurde der Vorhabenträgerin Amprion  
GmbH nach § 24 Abs. 2 Satz 1 NABEG zugestellt. Da darüber hinaus mehr  
als 50 Zustellungen des Planfeststellungsbeschlusses vorzunehmen wären, 
wird die Zustellung gemäß § 24 Abs. 2 Satz 2 NABEG i. V. m § 74 Abs. 5 
VwVfG durch diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 

2. � Eine Ausfertigung des festgestellten Beschlusses (einschließlich Rechts- 
behelfsbelehrung) und die planfestgestellten Unterlagen liegen vom 
04.10.2023 bis zum 17.10.2023 jeweils in den folgenden Auslegungs-
stellen öffentlich zur Einsichtnahme aus: 

Alsbach-Hähnlein
Gemeindeverwaltung Alsbach-Hähnlein, Bickenbacher Straße 6,  
64665 Alsbach-Hähnlein (Mo-Mi 07.30-12 Uhr und 13-15 Uhr,  
Do 07.30-12 Uhr und 13-18 Uhr, barrierefreier Zugang möglich)

Bensheim
Stadtverwaltung Bensheim, Kirchbergstraße 18, 64625 Bensheim  
(Mo 8-12 Uhr, Di 8-12 Uhr und 14-17.30 Uhr, Do 8-12 Uhr,  
Fr 8-12 Uhr; barrierefreier Zugang nicht möglich)

Bickenbach
Gemeindeverwaltung Bickenbach, Darmstädter Straße 7, 64404 Bickenbach 
(Mo, Mi, Fr 8.30-12 Uhr und Mi 13.30-18 Uhr, Terminsprechstunde: Di, Do 
8.30-12 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Bonn
Bundesnetzagentur Bonn, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn (Mo-Do 8-14 Uhr;  
Fr 8-12 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Büttelborn
Gemeindeverwaltung Büttelborn, Mainzer Straße 13, 64572 Büttelborn 
(Mo-Fr 8-12 Uhr und Mo 14-18 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Darmstadt
Stadtverwaltung Darmstadt, Luisenplatz 5 A, 64283 Darmstadt  
(Mo-Do 8-16 Uhr, Fr 8-12 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Erzhausen
Gemeindeverwaltung Erzhausen, Rodenseestraße 3, 64390 Erzhausen  
(Mo 7-12 Uhr und 13-18 Uhr, Di 08.30-12 Uhr, Do-Fr 07-12 Uhr;  
barrierefreier Zugang möglich)

Gernsheim
Stadtverwaltung Gernsheim, Stadthausplatz 1, 64579 Gernsheim  
(Mo-Fr 8-12 Uhr, Mo-Di 14-16 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Griesheim
Stadtverwaltung Griesheim, Wilhelm-Leuschner-Straße 75, 64347 Griesheim 
(Mo 7-12.30 Uhr und 13.30-16.30 Uhr, Di, Mi 7.30-12.30 Uhr und 13.30-
16.30 Uhr, Do 7.30-12.30 Uhr und 13.30-18.00 Uhr, Fr 7.30-12.30 Uhr; 
barrierefreier Zugang möglich)

Hemsbach
Stadtverwaltung Hemsbach, Schlossgasse 41, 69502 Hemsbach (Mo-Fr 8.30-
12 Uhr, Di 14-15.30 Uhr, Do 14-18 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Heddesheim
Stadtverwaltung Heddesheim, Amt für Bauverwaltung und Tiefbau, Fritz- 
Kessler-Platz, 68542 Heddesheim, 1. OG, Foyer des Ratssaals (Mo 8-12 Uhr, 
Di 7-16 Uhr, Mi, Fr 8-12 Uhr, Do 8-12 und 14-18 Uhr; barrierefreier Zugang 
möglich) 

Heppenheim
Stadtverwaltung Heppenheim, Großer Markt 1, 64646 Heppenheim  
(Mo-Do 8-12 Uhr und 13.30-16 Uhr, Fr 8-12 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Laudenbach
Gemeindeverwaltung Laudenbach, Untere Straße 2, 69514 Laudenbach 
(Mo 8-12 Uhr und 14-16 Uhr, Di 8-12 Uhr und 14-16 Uhr, Do 8-12 Uhr 
und 14-18 Uhr, Fr 8-12 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Lorsch
Stadtverwaltung Lorsch, Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 64653 Lorsch  
(Mo-Fr 8-12 Uhr, Mo-Di 14-16 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Messel
Gemeindeverwaltung Messel, Kohlweg 15, 64409 Messel  
(Di 8-12 Uhr und 15-18 Uhr, Do 8-12 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Mörfelden-Walldorf
Stadtverwaltung Mörfelden-Walldorf, Rathaus Mörfelden, Stadtplanungs- 
und Bauamt, Westendstraße 8, 64546 Mörfelden-Walldorf (Mo, Di, Mi und 
Fr 8.30-12.30 Uhr; Do 14-18 Uhr, barrierefreier Zugang möglich)

Pfungstadt
Stadtverwaltung Pfungstadt, Bauamt/Bauen, Umwelt und Stadtplanung, 
Kirchstraße 12-14, 64319 Pfungstadt (Mo-Di 7.30-12.30 Uhr, Do 7.30-12.30 Uhr 
und 14-18 Uhr, Fr 7.30-12.30 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Rödermark
Stadtverwaltung Rödermark, Dieburger Straße 13-17, 63322 Rödermark 
(Mo-Fr 8-12 Uhr, Mo, Do 14-16 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Viernheim
Stadtverwaltung Viernheim, Kettelerstraße 3, 68519 Viernheim  
(Mo-Fr 8.30-12 Uhr, Mo, Di 14-16 Uhr, Mi 14-18 Uhr; barrierefreier Zugang 
möglich)

Weinheim
Stadtbibliothek Weinheim (Ausleihbereich, Erdgeschoss), Luisenstraße 
5/1, 69469 Weinheim (Di, Mi, Fr 10-18 Uhr, Do 10-19 Uhr, Sa 10-14 Uhr; 
barrierefreier Zugang möglich)

Weiterstadt
Stadtverwaltung Weiterstadt, Riedbahnstraße 6, 64331 Weiterstadt (Mo, 
Di, Do 8.30-12 und 14-15.30 Uhr, Mi 8.30-12 und 14-18 Uhr, Fr 8.30-12 
Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

Zwingenberg
Stadtverwaltung Zwingenberg, Untergasse 16, 64673 Zwingenberg  
(Mo-Fr 8-12 Uhr und Do zusätzlich 15.30-18 Uhr; barrierefreier Zugang 
möglich)

3. � Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss den Betroffenen 
und denjenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben haben, als zuge-
stellt (§ 74 Abs. 5 Satz 3 VwVfG).

4. � Der Planfeststellungsbeschluss kann bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist 
von den Betroffenen und denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, 
schriftlich oder elektronisch bei der Bundesnetzagentur angefordert 
werden (§ 74 Abs. 5 Satz 4 VwVfG). 

5. � Der Planfeststellungsbeschluss kann zusätzlich  
ab dem 04.10.2023 auf der Internetseite der Bundesnetzagentur  
unter www.netzausbau.de/vorhaben19-n1 eingesehen werden. 

Der Präsident


